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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufstockung des durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2886/75 für das Jahr 1976 eröffneten Gemeinschafts- 
zolSkontingents für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A des Gemeinsamen 
Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit der Verordnung (EWG) Nr. 2886/ 
75 ') für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs ein zollfreies Gemein- 
schaftszollkontingent in Höhe von 2 250 000 Tonnen 
eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 
Durch dieselbe Verordnung, geändert durch Verorü- 
nung (EWG) Nr. 1171/76 vom 17. Mai 1976 -), wurde 
die Nutznießung dieses Kontingents auf bestimmte 
andere Papiere ausgedehnt, die, mit Ausnahme des 
Merkmals der Wasserlinien, der Definition von Zei- 
tungsdruckpapier in der zusätzlichen Vorschrift zu 
Kapitel 48 des Zeitungsdruckpapier in der zusätz- 
lichen Vorschrift zu Kapitel 48 des Gemeinsamen 
Zolltarifs entsprechen. 

Auf Grund der jüngsten Angaben über dieses 
Erzeugnis für das Jahr 1976 kann der zusätzliche 
Bedarf der Gemeinschaft an Einfuhren aus dritten 
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Ländern auf 150 000 Tonnen veranschlagt werden. 
Das Zollkontingent sollte um diese Menge aufge- 
stockt werden, um dem festgestellten Bedarf Rech- 
nung zu tragen. Um den Gemeinschaftscharakter die- 
ses Zollkontingents zu wahren, sollte eine Gemein- 
schaftsreserve mit einem Volumen angelegt werden, 
das dem der geplanten Aufstockung entspricht — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Das durch die Verordnung (EWG) Nr, 2886/75 
eröffnete Gemeinschaftszollkontingent für Zei- 
tungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs wird von 2 250 000 Ton- 
nen auf 2 400 000 Tonnen erhöht. 

2. Diese Aufstockung um 150 000 Tonnen bildet die 
Reserve. Die aufgrund von Artikel 2 Abs. 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2886/75 gebildete Reser- 
ve wird somit von 109 000 auf 259 000 erhöht. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Druck: Thenöe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/5861 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Aufgrund der Verordnung (EWG) 2886/75 vom 29. 
Oktober 1975®) ist für 1976 für Zeitungsdruckpapier 
ein Gemeinschaftszollkontingent in Höhe von 
2 250 000 Tonnen eröffnet worden. Diese Menge 
sollte im Laufe des Kontingentsjahres aufgrund der 
Erfordernisse des Bedarfs überprüft werden. 

Diese Überprüfung ist am 24. September 1976 auf 
einer Sitzung der Gruppe „Wirtschaftliche Tariffra- 
gen'' erfolgt. Auf ihr wurde einstimmig beschlossen, 
die Kontingentsmenge um 150 000 Tonnen zu erhö- 
hen, um den in einigen Mitgliedstaaten deutlich 
gewordenen zusätzlichen Bedarf zu decken. 

Ziel des anliegenden Verordnungsentwurfs ist, diese 
Erhöhung durch Aufstockung der Gemeinschafts- 
reserve vorzunehmen, zu der alle Mitgliedstaaten 
nach Ausschöpfung ihrer ursprünglichen Quote Zu- 
gang haben. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 292 

vom 12. November 1975 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. November 1976 - 14 - 680 70 - E - Zo 133176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Oktober 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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